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Kapitel 1

Einführung

A. Ausgangsüberlegungen

In Deutschland bestehe weiter ein großer Aufholbedarf beim Thema Rassismus, 
so die Beauftragte der Bundesregierung für Menschenrechtsfragen, Sigrid Jacoby, 
vor dem UN-Ausschuss gegen rassistische Diskriminierung (CERD) im November 
2023.1 Dass (rassistische) Diskriminierungen auch im Bereich der Polizeiarbeit 
einer Thematisierung bedürfen, zeigt ein im gleichen Monat veröffentlichter Bericht 
des Diskriminierungs- und Rassismusmonitors des Deutschen Zentrums für Inte
grations- und Migrationsforschung: 41% der Schwarzen2 Männer und 34% der 
Schwarzen Frauen gaben an, Diskriminierung durch die Polizei erlebt zu haben.3
Unter den muslimischen Männern berichten 39% von diskriminierenden Erfah
rungen mit der Polizei.4 Diskriminierungserfahrungen verursachen für manche Be
troffene eine andauernde psychische Belastung, anhaltende Angst vor Begegnungen 
mit der Polizei und Ohnmachtsgefühle.5

Das Recht als Mittel zur Bekämpfung von Diskriminierungen hat in den ver
gangenen 20 Jahren vor dem Hintergrund des unionsrechtlich determinierten All
gemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG), welches 2006 in Kraft trat, Auf

1 Hondl, Deutschland räumt jahrzehntelange Versäumnisse ein, Tagesschau.de, 23. 11. 
2023, https://www.tagesschau.de/ausland/deutschland-rassismus-un-ausschuss-100.html (zu
letzt geprüft am 07.05. 2025).

2 Schwarz wird großgeschrieben, um zu verdeutlichen, dass es sich um ein konstruiertes 
Zuordnungsmuster handelt und keine reelle „Eigenschaft“, die auf die Farbe der Haut zu
rückzuführen ist, Schaerer/Haruna, Über Schwarze Menschen in Deutschland berichten, in: 
Antidiskriminierungsbüro Köln/Öffentlichkeit gegen Gewalt e. V. (Hg.), Leitfaden für einen 
rassismuskritischen Sprachgebrauch, 2013, 17 (17), siehe Fn. 1.

3 Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung, Rassismus und seine 
Symptome, 2023, 11 f.

4 Deutsches Zentrum für Integrations- und Migrationsforschung, Rassismus und seine 
Symptome, 2023, 12.

5 Eindrücklich geschildert aus Sicht eines Betroffenen: Simon, Racial Profiling in Frank
furt: Ein Betroffener erzählt – „Du entwickelst Überlebensstrategien“, 07. 04. 2021, https://
www.fr.de/frankfurt/racial-profiling-polizei-herkunft-kontrolle-frankfurt-rassismus-diskriminie 
rung-90315753.html (zuletzt geprüft am 07.05. 2025); Berninger, Nachweisbare Praxis oder 
nicht?, Tagesschau.de, 03. 12. 2023, https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/racial-profi 
ling-110.html (zuletzt geprüft am 07.05. 2025).

http://www.tagesschau.de%E2%80%8B/ausland/%E2%80%8Bdeutschland-%E2%80%8Brassismus-%E2%80%8Bun-%E2%80%8Bausschuss-%E2%80%8B100.html
https://www.fr.de/frankfurt/racial-profiling-polizei-herkunft-kontrolle-frankfurt-rassismus-diskriminierung-90315753.html
https://www.fr.de/frankfurt/racial-profiling-polizei-herkunft-kontrolle-frankfurt-rassismus-diskriminierung-90315753.html
https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/racial-profiling-110.html
https://www.tagesschau.de/inland/gesellschaft/racial-profiling-110.html


merksamkeit erfahren.6 Jenseits des Anwendungsbereichs des AGG fällt der Befund 
antidiskriminierungsrechtlicher Rechtsprechung und Literatur weniger umfangreich 
aus. Im Hinblick auf das präventive Handlungsfeld der Polizei trugen einige Urteile 
zum Racial Profiling7 zu einer gewissen Prominenz des Antidiskriminierungsrechts 
im Öffentlichen Recht bei. Sieht man von diesen Urteilen und den darauf bezogenen 
Publikationen ab, begrenzt sich die öffentlich-rechtliche Auseinandersetzung mit 
rechtlichem Diskriminierungsschutz auf die Auslegung des Art. 3 Abs. 3 GG.

Es lässt sich eine teilweise Zurückhaltung von Rechtsprechung und Schrifttum 
im Hinblick auf die Heranziehung des Diskriminierungsverbots zur Analyse poli
zeilicher Präventivmaßnahmen feststellen. Schon in der juristischen Ausbildung 
dominiert der freiheitsrechtliche Blick auf die Gefahrenabwehr- und vorsorge durch 
die Polizeibehörden. Die Nicht-Thematisierung lässt sich allerdings kaum mit der 
Nicht-Existenz diskriminierender Polizeimaßnahmen erklären. Dies zeigen sowohl 
die Gerichtsverfahren zu Racial Profiling als auch verschiedene Studien zur Be
troffenheit bestimmter Personen von Diskriminierung in Deutschland.8

Die Zurückhaltung könnte auf andere Gründe zurückzuführen sein. Die Diskri
minierungsfrage wird stark moralisiert und häufig mit der Unterstellung einer 
Böswilligkeit der handelnden Person verknüpft. Gerade bei einer staatlichen Insti
tution wie der Polizei, deren Zweck u. a. der Schutz von Rechtsgütern der Öffent
lichkeit und der Einzelnen ist, könnte ein solcher Vorwurf mit erheblichen politi
schen Konsequenzen einhergehen. Eine ablehnende Mentalität innerhalb der Polizei 
gegenüber externer Kritik wird vor allem von Seiten polizeikritischer Forschender 
diagnostiziert.9 Teils werden antidiskriminierungsrechtliche Gesetzesvorhaben von 
Seiten der Politik als „Signal des Misstrauens“10 oder „Anti-Polizei-Gesetz“11 titu

6 Ausführlich zur Entwicklung der rechtswissenschaftlichen Auseinandersetzung mit An
tidiskriminierungsrecht im Allgemeinen und dem AGG im Besonderen: Mangold, Von Ho
mogenität zu Vielfalt: Die Entstehung von Antidiskriminierungsrecht als eigenständigem 
Rechtsgebiet in der Berliner Republik, in: Duve/Ruppert (Hg.), Rechtswissenschaft in der 
Berliner Republik, 2018, 474 ff.

7 Insbesondere OVG Koblenz, NJW 2016, 2820; OVG Münster, NVwZ 2018, 1497; zu
letzt VG Dresden, BeckRS 2022, 1011.

8 Sachverständigenrat für Migration und Integration, Racial Profiling bei Polizeikontrol
len, 2023, 17: Racial Profiling sei „empirische Realität in Deutschland“. Zur Studienlage siehe 
ausführlich Kapitel 2, Abschnitt A.

9 Vitale, Grenzen der Polizeireform, in: Loick/Thompson (Hg.), Abolitionismus, 2022, 191 
(219).

10 Lorenz Caffier, damaliger Landesinnenminister in Mecklenburg-Vorpommern (CDU), 
Lehmann, Wahnsinn oder Meilenstein?, Spiegel.de, 11.6. 2020, https://www.spiegel.de/poli 
tik/deutschland/berlin-antidiskriminierungsgesetz-sorgt-bundesweite-fuer-aufregung-a-c5edc04 
0-4690-4d9d-a0e3-ca711ce96081 (zuletzt geprüft am 07.05. 2025).

11 Kai Wegner, damaliger CDU-Landesvorsitzender in Berlin, Kaufmann, Ein Anti-Poli
zei-Gesetz?, LTO.de, 04. 06. 2020, https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/antidiskriminie 
rungsgesetz-berlin-polizei-kritik-vermutungsregelung-gerichte/ (zuletzt geprüft am 07. 05. 
2025).
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liert. Dass der rechtliche Vorwurf einer Diskriminierung deutlich vehementer ab
gewehrt wird als der eines unverhältnismäßigen Freiheitseingriffs durch die Polizei, 
offenbart ein mangelndes Verständnis des rechtlichen Diskriminierungsbegriffs: 
Die Bedeutung des verfassungsrechtlichen Diskriminierungsverbots, das nicht nur 
vor dem Exzess einer böswilligen Herabwürdigung durch den Einzelnen schützen 
soll, sondern auch diskriminierende, institutionell verankerte Praktiken in den Blick 
nimmt, wird nicht ausreichend gewürdigt.

Viele Rechtsfiguren des Antidiskriminierungsrechts sind ferner Gegenstand 
dogmatischer Auseinandersetzungen und in ihrer Abgrenzung zueinander häufig 
unklar. Dies kann dazu führen, dass Rechtsprechung und polizeirechtliche Literatur 
sich vorzugsweise auf die Freiheitsrechte zurückziehen. Die dadurch entstehende 
Unausgewogenheit zwischen freiheits- und gleichheitsrechtlichen Aspekten in 
Rechtsprechung und Schrifttum verstärkt wiederum die wenig ausdifferenzierte 
Dogmatik des Diskriminierungsschutzes im Polizeirecht.

Angesichts der teils emotional aufgeladenen Diskussion und der dogmatischen 
Unsicherheiten stellt sich die Frage, welche Rolle das Recht in Zukunft bei der 
Adressierung von polizeilichen Diskriminierungen spielen wird. Das Land Berlin 
hat 11. 06. 2020 ein einfachgesetzliches Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) 
erlassen, das für die gesamte öffentliche Verwaltung des Landes gilt und neben 
einem Diskriminierungsverbot auch eine Beweiserleichterung (§ 7), einen eigenen 
Schadensersatz- und Entschädigungsanspruch (§ 8) und eine antidiskriminierungs
rechtliche Verbandsklage (§§ 9, 10) enthält. Auch in anderen Bundesländern gibt es 
Bestrebungen, Antidiskriminierungsgesetze für die öffentliche Verwaltung und 
damit auch für die Polizei zu erlassen.12 Eine Analyse des Potenzials einfachge
setzlicher, antidiskriminierungsrechtlicher Instrumente zum Schutz vor diskrimi
nierenden Polizeimaßnahmen entfaltet nicht nur rechtspolitische Relevanz. Sie kann 
auch einen Beitrag zur dogmatischen Ausdifferenzierung des Antidiskriminie
rungsrechts und zur Versachlichung der Diskussion um Diskriminierungen durch 
die Polizei leisten.

Die Bekämpfung von Diskriminierungen sollte vor dem Hintergrund des ver
fassungsrechtlichen Diskriminierungsverbots ausreichend sichergestellt werden. 
Rechtlicher Schutz vor diskriminierenden Polizeimaßnahmen liegt überdies nicht 
nur im Interesse der von Diskriminierung Betroffenen, sondern auch im Interesse 
der Polizei selbst. Antidiskriminierungsrecht und das Ziel einer effektiven Polizei
arbeit verhalten sich keinesfalls gegenläufig zueinander: Jeder Fall einer festge
stellten Diskriminierung erschüttert zugleich das Vertrauen in die Polizei als Insti
tution. Die Polizei, deren Aufgabe die Abwehr von Gefahren für geschützte 
Rechtsgüter, unter anderem für die Grundrechte Einzelner, ist, muss sich des Ein
drucks erwehren, sie stelle selbst eine Gefahr für das in Art. 3 Abs. 3 GG vorbe

12 Koalitionsvertrag Baden-Württemberg 2021, S. 88; Koalitionsvertrag NRW 2022, 
S. 122; Koalitionsvertrag Rheinland-Pfalz 2021, S. 142; Koalitionsvertrag Thüringen 2020, 
S. 44, im aktuellen Koalitionsvertrag in Thüringen (2024) nicht mehr enthalten.
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